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Lageplan HRB  

Diepenlinchenbach 

HRB Diepenlinchenbach

volumen von 10.775 m³ angelegt. 

Dazu wird dort ebenfalls ein Damm 

errichtet. Die so abgetrennte Fläche 

wurde bisher als Wiese landwirtschaft-

lich genutzt. Der Damm wird zur Was-

serseite hin mit einer Außendichtung 

abgedichtet.

Der Damm hat eine Länge von 160,0 

Metern und eine maximale Höhe 

von 5,0 Metern. Zu seiner Errichtung 

werden Bodenmassen von 7.400 m³ 

aufgetragen. Auch hier wird ein Aus-

laufbauwerk aus Stahlbeton mit einer 

integrierten Hochwasserentlastung 

sowie einem Pegelhäuschen errichtet. 

Durch das Bauwerk wird der Diepen-

linchenbach von bei einem HQ100 

rechnerischen 0,83 m³/s auf maximal 

0,3 m³/s gedrosselt.

Der Beginn der Baumaßnahme war im 

April 2011. Mit den Bepflanzungsar-

beiten im Frühjahr 2012, sowie den 

parallel dazu durchgeführten Installa-

tionen der Messtechnik, werden die 

Becken im Frühjahr 2012 komplett 

fertig gestellt sein.
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HRB Wiesenbach

In den vergangenen Jahren kam es im 

Raum Kreuzau durch Starkregen ver-

mehrt zu Hochwasserereignissen. So 

auch am Wiesenbach, einem kleinen 

Gewässer von ca. 3,5 km Länge, das 

weitgehend westlich von Kreuzau – 

Drove entlang der L 249 fließt und in 

den Kreuzauer Mühlenteich mündet.

Ein Niederschlagsabflussmodell für 

den Wiesenbach, das der WVER 2006 

in Auftrag gegeben hatte, bestätigt 

die Notwendigkeit von Hochwasser-

schutzmaßnahmen am Wiesenbach.

Um den Hochwasserschutz für die Orts-

lagen sicher zu stellen, wurde der Bau 

eines Hochwasserrückhaltebeckens im 

Oberlauf des Wiesenbaches geplant 

und 2010 durch die Untere Wasserbe-

hörde des Kreises Düren genehmigt.

Das HRB, dem ca. 2 m3/s Wasser 

zufließen, hat ein Volumen von 

10.500 m3.

Die Auslaufmenge wird auf knapp 

0,8 m3/s gedrosselt.

Nach der öffentlichen Ausschreibung 

der Baumaßnahme konnte Ende Ok-

tober der Bauauftrag in Höhe vom 1,4 

Mio Euro vergeben und mit dem Gewäs-

serausbau am Wiesenbach begonnen 

werden. Die Maßnahme wird seitens 

des Landes NRW zu 60 % gefördert.

Hochwasserschutz- 
maßnahmen im 
Einzugsgebiet des 
Drover Bachs

Wie beschrieben kam es in den ver-

gangenen Jahren durch Starkregen 

vermehrt zu Hochwasserereignissen 

im Gemeindegebiet Kreuzau.

Nach den Hochwässern, die beson-

ders die Ortschaften Boich und Thum 

betrafen, wurde das Einzugsgebiet 

des Drover Baches untersucht, um 

Grundlagendaten für die Planung von 

Schutzmaßnahmen zu ermitteln.

Im Einzugsgebiet gibt es bereits zwei 

Hochwasserrückhaltebecken, unterhalb 

von Thum und oberhalb von Drove.

Die weiterführende Planung sieht den 

Bau zweier weiterer Becken vor der 

Ortslage Thum und vor der Ortslage 

Boich vor. Um die Planungsleistun-

gen beauftragen zu können, musste 

aufgrund der Höhe der zu erwarten-

den Honorare aus vergaberechtlichen 

Gründen ein VOF Verfahren durchge-

führt werden.

Nach der öffentlichen Ausschreibung 

der „Erbringung von Planungsleistun-

gen für den Hochwasserschutz im 

Gemeindegebiet Kreuzau“ bewarben 

sich 11 Ingenieurbüros, von denen 

nach der Vorauswahl, die nach fest-

Lageplan Becken 

HRB Wiesenbach

Übersichtsplan 

HRB Wiesenbach
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gelegten Kriterien erfolgte, drei Büros 

zur Präsentation eingeladen wurden. 

Letztlich wurde der Auftrag einem 

ortsansässigen Ingenieurbüro erteilt. 

Parallel erfolgte die Beauftragung der 

landschaftspflegerischen Planungen 

an ein geeignetes Fachplanungsbüro.

Brücke über die Wurm 
bei Zweibrüggen

Als Eigentümer der Wurmparzellen 

ist der WVER auch Eigentümer der 

darauf befindlichen Brücken. Beim 

Ausbau der Wurm in den 60er Jah-

ren wurde bei Zweibrüggen auf dem 

Stadtgebiet Übach-Palenberg eine 

Brücke errichtet, um weiterhin die 

Erreichbarkeit einer Wiesenfläche 

sicher zu stellen. Die Brücke musste 

dringend erneuert werden, da der 

Bohlenbelag verrottet und die Metall-

Übersichtsplan 

Einzugsgebiet 

Drover Bach

Aufsetzen der Brü­

cke über die Wurm 

bei Zweibrüggen 
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konstruktion verrostet waren und die 

Stand- und Verkehrssicherheit nicht 

mehr gewährleistet werden konnte. 

Es wurde eine Fertigteilbrücke aus 

Aluminium mit einem Bohlenbelag 

aus Recyclingkunststoff gewählt. So 

soll die Lebensdauer des Bauwerks er-

heblich verlängert werden. Die reinen 

Baukosten der Brücke belaufen sich 

auf ca. 53.000 €, die Gesamtkosten 

einschließlich Ingenieurhonorar auf 

ca. 76.000 €.

Sedimententnahme aus 
dem HRB Herzogenrath 
In 2010 wurde damit begonnen, die 

Sedimente aus dem Hauptbecken des 

HRB Herzogenrath zu entnehmen. Es 

handelt sich hier um ein Hochwasser-

rückhaltebecken nach Talsperrenkrite-

rien. Zur Verbesserung des Hochwas-

serschutzes am Broicher Bach und an 

der Wurm soll die Betriebsweise opti-

miert werden, indem der vorhandene 

Dauerstau um ca. 50 cm abgesenkt 

werden soll und so ca. 20.000 m³ 

zusätzlicher Retentionsraum aktiviert 

werden kann. Um eine ausreichende 

Wasserqualität und Wassertiefe auch 

bei abgesenktem Wasserspiegel im Be-

cken gewährleisten zu können, muss-

ten ca. 15.000 Tonnen Sedimente aus 

dem Hauptbecken entfernt werden. 

Die Maßnahme konnte Ende Novem-

ber beendet werden, nachdem noch 

die Sedimente aus dem Vorbecken 

abgesaugt wurden. Die Sedimentent-

nahme mittels Saugboot und Entwäs-

serung mit den Geotube©-Schläuchen 

wurde durchaus positiv bewertet. Sie 

ist umweltschonend (wenig Energie-

verbrauch, keine Emissionen). 

Insgesamt wurden bei einer Maß-

nahmendauer von ca. 20 Monaten 

ca. 8.400 Tonnen entwässertes Ma-

terial deponiert. Die Kosten hierzu 

belaufen sich auf ca. 1.56 Mio €. 

Der Planungsauftrag zur Umgestal-

tung des HRB wurde in 2011 erteilt.

Verdämmung der alten 
Grundablassleitung 
des ehemaligen HRB 
Kaletzbenden

Der Amstelbach wurde vor kurzem 

durch den WVER in Aachen-Richterich 

entsprechend der Vorgaben der Eu-

ropäischen Wasserrahmenrichtlinie 

offen gelegt. Ein Teil der Baumaß-

nahme war die Verdämmung der 

alten Grundablassleitung, die das 

ehemalige HRB entwässert hatte. 

Im Zuge der Baumaßnahme hatte 

sich herausgestellt, dass diese Rohr-

leitung auf Grund ihres schlechten 

baulichen Zustandes und der daraus 

resultierenden Undichtigkeiten als 

Grundwasserdrainage gewirkt hatte, 

was entlang der Rohrleitungstrasse 

zu einer Absenkung des Grundwas-

serspiegels führte. Es bestand also die 

Besorgnis, dass es durch die Verdäm-

mung der Rohrleitung und die damit 

verbundene langfristige Erhöhung des 

Grundwasserstandes zu einer Vernäs-

sung der umliegenden tiefer befindli-

chen Geländeflächen kommen könn-

te. Auf Grund dessen musste vorab 

durch ein Gutachten geklärt werden, 

ob diese Prognose zutreffen könnte. 

Hierzu wurde zunächst in die vorhan-

dene defekte Grundablassleitung eine 

Absperr-Blase eingesetzt, um die ver-

schlossene Rohrleitung zu simulieren. 

Das Ergebnis war zwar eine Erhöhung 

des Grundwasserspiegels um bis zu 80 

cm; dies führte jedoch nicht zu der be-

fürchteten Vernässung des umliegen-

den Geländes. Als dieses positive

Ergebnis fest stand, konnte mit dem 

Abschluss der Bauarbeiten begonnen 

werden, wobei zunächst dafür ge-

sorgt werden musste, dass das Ver-

dämmmaterial weder in den oberhalb 

befindlichen - nunmehr als Angelteich 

genutzten See - noch in das unter-

halb verlaufende frisch renaturierte 

Gewässer gelangen konnte. Hierzu 

wurde zunächst die Rohrleitung ent-

wässert und am ehemaligen Einlauf 

in den Amstelbach vermauert. Am 

Ablauf des ehemaligen Hochwasser-

rückhaltebeckens wurde die Rohr-

leitung aufgegraben und ebenfalls 

Vorgeschaltetes 

Auffangbecken als 

„Sicherheits- 

reserve“ zur  

Fischteichanlage 
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vermauert, wobei als „Sicherheitsre-

serve“ noch ein kleiner Damm zum 

HRB verblieb, der gewährleistete, 

dass das Verdämmmaterial nicht in 

den Fischteich gelangen konnte.

Nachdem nun diese Leitung entspre-

chend gesichert war, musste sie noch 

einmal auf Grund ihrer Undichtig-

keiten komplett entwässert werden, 

wobei hierzu eine relativ aufwendige 

Leitungsverlegung zur Andienung 

der Schächte und der Ableitung des 

Wassers erforderlich wurde. Schluss-

endlich wurde dann die ehemalige 

Gewässerverrohrung mit nachgewie-

sener Maßen grundwasserverträg-

lichem Verdämmmaterial verfüllt. 

Auf Grund der oben beschriebenen 

ökologischen Sensibilität der Bau-

maßnahme musste die Ausführung 

in zwei Abschnitten erfolgen, wobei 

immer wieder darauf Wert gelegt 

wurde, dass kein Verdämmmaterial 

in die Umwelt gelangen konnte. Ein 

wichtiger Faktor hierzu war die Be-

stimmung der Dichte des Verdämm-

materials, damit durch die undichten 

Fugen der alten Verrohrung mög-

lichst kein Material versickert. 

Offenlegung des 
Merzbaches im Bereich 
des Gut Klösterchen 

Der Landesbetrieb Straßenbau NRW 

erweitert zurzeit die Raststätte Aa-

chen Land. Hierzu werden die Park-

platzflächen erheblich vergrößert 

und die gesamte Entwässerung der 

Tank- und Rastanlage neu geregelt. 

Bisher entwässerte die Anlage über 

einen Ölabscheider in eine alte Merz-

bachverrohrung, die in einem schad-

haften baulichen Zustand war und 

somit die „Quelle“ des Merzbaches 

bildete. Im Anschluss daran führte 

diese alte Verrohrung in einen kurzen 

offenen Verlauf, der wiederum in ei-

nem privaten Fischteich endete. Da 

die neue Entwässerung der Tank- und 

Rastanlage nunmehr in eine Regen-

wasserbehandlungsanlage mit Rück-

haltebecken mündet, die Wasserrech-

te neu geregelt werden mussten und 

der oben beschriebene schlechte öko-

logische Gesamtzustand der „Quelle“ 

des Merzbaches betroffen war, hat 

sich der WVER dazu entschieden, 

mit dem Landesbetrieb Straßenbau 

NRW ein Gemeinschaftsprojekt zu in-

itiieren. Die Planung sah vor, dass die 

alte Gewässerverrohrung des Merz-

baches beseitigt und das Gewässer 

einen neuen offenen Verlauf erhält. 

Hierbei war es aus ökologischen 

Gründen erforderlich, das Gewässer 

nicht mehr durch einen angrenzen-

den Fischteich direkt zu leiten,  son-

dern das Profil am Teich vorbei im so-

genannten Nebenschluss zu führen. 

Um die Wasserqualität des Teiches 

weiterhin gewährleisten zu können, 

wurde aus dem neuen Profil heraus 

eine Ableitung gebaut, die am Ende 

der Anlage wieder in das Gewässer 

zurückgeführt wurde.

Das Projekt wurde unter Kostenbetei-

ligung des Landesbetriebes Straßen-

bau NRW umgesetzt und gewährleis-

tet nun eine ökologisch verträglichere 

„Quellsituation“ des Gewässers.

Offenlegung des 
Kupferbaches an der 
Stauanlage Kupferbach 

Die durch die Stadt Aachen betrie-

bene Stauanlage Kupferbach war in 

einem sehr schlechten und für die Un-

terlieger bedrohlichen baulichen Zu-

stand. Auf Grund dessen hat die Stadt 

Aachen eine grundlegende Sanierung 

der Anlage durchgeführt, wobei ein 

Teil dieser Sanierungsplanung die Of-

fenlegung der schadhaften alten Kup-

ferbachverrohrung im Zulauf war. Der 

WVER erklärte sich auf Grund seiner 

Verpflichtung zum naturnahen Ge-

wässerausbau und auf Grund der Er-

fahrung aus der Umsetzung derartiger 

Projekte dazu bereit, die Maßnahme 

in die Praxis umzusetzen. Auf Grund 

dessen wurde das neue Profil des offe-

Bestimmung der 

Dichte des Ver­

dämmmaterials 
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Altes im Haupt-

schluss durch den 

Teich verlaufendes 

Merzbachprofil 

und neues 

Gewässer im 

Nebenschluss am 

Teich entlang 

Neues Merz-

bachprofil nach 

Bauabschluss mit 

Ableitstelle in den 

Fischteich 
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nen Gewässers hergestellt, wobei dar-

auf zu achten war, dass die natürliche 

Gewässersohle im Bereich der neu zu 

errichtenden Durchlässe ökologisch 

verträglich durchgängig hergestellt 

wird. Dies bedeutete, dass die Durch-

lässe tiefer als die eigentliche Gewäs-

sersohle eingebaut wurden, um die 

Organismendurchgängigkeit in die-

sem im Landschaftsschutzgebiet be-

findlichen Gewässer zu gewährleisten. 

Entwicklung des 
Wildbaches im Bereich 
der Tuchfabrik Beckers 

Der Wasserverband Eifel-Rur hat am 

Wildbach mehrere naturnahe Gewäs-

serumgestaltungen vorgenommen, 

deren Erfolg konstant überwacht wird. 

So wurde für den Wildbach auf Höhe 

der ehemaligen Tuchfabrik Beckers 

ein naturnahes Initialgerinne ange-

legt, das entlang der Fabrik rechts am 

bisherigen stark begradigten Verlauf 

vorbei führt. Ziel hierbei war es, das 

Gewässer ohne das erforderliche Aus-

bau- und Genehmigungsverfahren in 

einen neuen Gewässerlauf zu überfüh-

ren, der sich nach 

und nach verlagert 

und somit den alten 

stark begradigten 

Verlauf ablöst. Hier-

bei wurde der alte 

Verlauf durch einen 

Querriegel soweit 

blockiert, dass nur 

noch ein Teil des 

Wassers im alten 

Bachbett verblieb 

und sich der ande-

re Teil in das neu 

angelegte Gerinne 

verlagert. Mittlerweile gestaltet sich 

das neue Gerinne auf Grund der be-

wusst weggelassenen Befestigungen 

eigendynamisch soweit selbst, dass 

kaum noch Wasser über den Querrie-

gel fließt, so dass nunmehr das alte 

Bachbett trocken fällt.

Neues offenes Kup­

ferbachprofil mit 

auch im Bereich 

der Druchlässe 

durchgängiger 

Gewässersohle 

Der Wildbach 

entwickelt sich 

nach fünf Jahren 

wie gewünscht in 

das neue 

Initialgrinene, links 

ist der alte begra­

digte Gewässerver­

lauf zu sehen 
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Flussgebietsmanagement 

Gewässerentwicklungsmaßnahmen 

abzustimmen und soweit möglich zu 

priorisieren. 

Ein wesentlicher Baustein des Maß-

nahmenprogramms zur Umsetzung 

der EG-Wasserrahmenrichtlinie ist 

das „Programm Lebendige Gewäs-

ser“. Mit diesem Programm sollen 

die Maßnahmen zur Verbesserung 

der Gewässerstrukturen und der 

Durchgängigkeit an Fließgewässern 

konkretisiert und umgesetzt wer-

den. Wesentlicher Bestandteil des 

Programms ist die kooperative Erar-

beitung von Umsetzungsfahrplänen, 

die eine Übersicht der seit 2000 

durchgeführten und der bis 2027 

durchzuführenden Maßnahmen ge-

ben, mit denen die Erreichung der 

Bewirtschaftungsziele ermöglicht 

werden sollen. Zur Gewährleistung 

einer landesweit einheitlichen He-

rangehensweise wurde seitens des 

Ministeriums ein „Muster-Umset-

zungsfahrplan“ erarbeitet. 

Hierbei sind schon fachlich-inhalt-

liche Aspekte der Gestaltung von 

Strahlursprüngen, der Trittsteine 

und der Strahlwege zu berücksichti-

gen sowie deren mögliche Finanzie-

rung und die zeitliche Priorisierung.

Zur  Operationalisierung  des  Strahl-

wirkungskonzeptes  wurde  durch  

das  Land  NRW eine konkrete „Hand-

lungsanleitung“ erstellt. 

Erarbeitung der Umsetzungsfahr-

pläne im Einzugsgebiet der Eifel-Rur 

Der Umsetzungsfahrplan ist ein Bei-

trag zur weiteren Konkretisierung für 

die Sicherstellung der Zielerreichung 

und ermöglicht eine Vorausschau 

auf behördliche Verwaltungsaufga-

ben, den Fördermittelbedarf und die 

zukünftigen Aufgaben der Gewäs-

serunterhaltungspfl ichtigen. Er ist 

entsprechend den Bewirtschaftungs-

zeiträumen der EG-WRRL auch bis 

2027 fortzuschreiben. Der Umset-

zungsfahrplan ist behördenverbind-

lich und bis Ende März 2012 bei 

der Bezirksregierung Köln und den 

Wasserbehörden der Gebietskörper-

schaften zur Prüfung einzureichen. 

Der Wasserverband Eifel-Rur erar-

Strahlweg

Strahlweg mit 

Trittsteinen

Strahlweg

Fließrichtung

Strahlursprung Strahlweg Strahlweg

mit Trittsteinen 

Strahlursprung

Strahlursprung

Strahlweg mit 

Störung 
Strahlursprung im 

Nebengewässer

Strahlweg

Strahlursprung

Prinzip von 

Strahlursprüngen 

und Strahlwegen 

mit Trittsteinen 

(Quelle: Deut-

scher Rat für Lan-

despfl ege_2008)

Verfasser:  

Dipl.­Ing. Arno Hoppmann 

Koordinierung /
Bündelung 
wasserwirtschaftlicher 
Aktivitäten 

Bis April 2012: Aufstellung von 

Umsetzungsfahrplänen durch 

Regionale Kooperationen 

Allgemeines 

Nachdem das Maßnahmenprogramm 

seit Februar 2010 behördenverbind-

lich eingeführt worden ist, galt es nun 

die bislang sehr allgemein gehaltenen 

hydromorphologischen Programm-

maßnahmen an den berichtspfl ichti-

gen Wasserkörpern zu konkretisieren. 

Dieses Erfordernis ergibt sich aus der 

Verbindlichkeit der Bewirtschaftungs-

ziele der EG-Wasserrahmenrichtlinie, 

die die Erreichung eines „guten Ge-

wässerzustandes“ bis 2015 (mit be-

gründeten Fristverlängerungen bis 

2027) vorsieht. Ziel ist es, mit den 

zu Beteiligenden die ökologischen 
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beitet in Zusammenarbeit mit dem 

Planungsbüro Koenzen den Umset-

zungsfahrplan für berichtspfl ichtige 

Gewässer im Zuständigkeitsbereich 

des Verbandes. Der Umsetzungsfahr-

plan für die Planungseinheit „Obere 

Rur“ wird durch den Kreis Düren im 

Kreisgebiet und durch den WVER im 

Gebiet der StädteRegion Aachen und 

des Kreises Euskirchen im Auftrag der 

dort gewässerunterhaltungspfl ich-

Kooperations­

gebiete an der 

Rur (Quelle: 

Karte LANUV­NRW 

Stand 16.10.2010) 

Planungsbereiche 

an der Rur (Quelle: 

Planungsbüro Ko­

enzen / WVER) 

Auftaktveranstal­

tung zur EU­WRRL 

am 14.02.2011 in 

der StädteRegion 

Aachen 
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Jan-11 Feb-11 Mrz-11 Apr-11 Mai-11 Jun-11 Jul-11 Aug-11 Sep-11 Okt-11 Nov-11 Dez-11 Jan-12 Feb-12 Mrz-12 Apr-12

Obere Rur 1  
(Kr. Euskirchen)
Obere Rur 2  
(Kr. Euskirchen)
Obere Rur 3  
(StädteReg. AC)
Obere Rur 4  
(Kr. Düren)

Inde 1

Inde 2

Mittlere Rur 1

Mittlere Rur 2

Wurm 1

Wurm 2

Untere Rur 1

Untere Rur 2

Untere Rur 3

1. Workshop
Zwischenphase 

(Stellungnahme und Bearbeitung)
2. Workshop

Abschlussphase 

(Stellungnahme, Bearbeitung Endbericht)

A
uf

ta
kt

A
bs

ch
lu

ss
A

bs
ch

lu
ss

R
ep

or
t

R
ep

or
t

Zeitlicher Ablauf 

der Erstellung 

des Umsetzungs-

fahrplans für die 

EU-WRRL in den 

Planungseinheiten 

(Quelle:  

Planungsbüro  

Koenzen / WVER)

Modellhafter 

Ablauf der Bear-

beitung des Um-

satzungsfahrplans 

für die EU-WRRL 

(Quelle: Planungs-

büro Koenzen

A
uf

ta
kt

Auftaktveranstaltung

2. Workshop

Zwischenphase

1. Workshop

Zwischenphase

2. Workshop

Zwischenphase

Vorarbeiten

Zusammentragen der Grundlagendaten  

(Qualitätskomponenten, FFH-Daten, u.a.)

Auswerten der Grundlagendaten

Entwurf der Karte mit den Funktionselementen  

und ersten Maßnahmenvorschlägen

Vorstellen der Gebietskulisse

Vorstellen des Bearbeitungskonzeptes

Rückmeldung der Teilnehmer zu weiteren Daten, Pla-

nungen und planerischen Randbedingungen

Fertigstellung des Entwurfs der Karte mit den Funktions-

elementen und Maßnahmenvorschlägen

Vorstellung der Maßnahmenkarte mit  

Funktionselementen

Einschätzung der Maßnahmenumsetzbarkeit  

(Ampelsystem: umsetzbar - überprüfen der Umsetz-

barkeit - nicht umsetzbar) in „Kleingruppen“

Einarbeiten der Ergebnisse des 1. Workshops  

in die Karten

Veröffentlichung der überarbeiteten Karte 

 für die Workshopteilnehmer/Beteiligten

Stellungnahme der Workshopteilnehmer/Beteiligten

Überarbeitung der Karte mit Verortung von 

Maßnahmen und beispielhaften Planungszuständen  

(z.B. Verlauf von Nebengerinne)

Aufstellen einer groben Kosteneinschätzung

Aufstellen einer tabellarischen Maßnahmenübersicht

Vorstellen der Maßnahmenkarte und der  

tabellarischen Übersicht

Einschätzen der konkreten Umsetzbarkeit  

der Maßnahmen

Einschätzen der zeitlichen Umsetzbarkeit der  

Maßnahmen und Priorisierung

Einarbeiten der Ergebnisse des 2. Workshops in die 

Karten/Tabellen

Abschließende Bearbeitung der Karten und Tabellen

Erstellen eines Berichtes

Vorstellen der Karten und TabellenAbschlussveranstaltung
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tigen Kommunen erstellt. Als Bear-

beitungsgebiete sind die vom Land 

vorgegebenen Kooperationsgebiete 

(KOE_45,_53,_54,_55,_56,_57,_58)

herangezogen worden.

Diese sind nach den Einzugsgebieten 

der Gewässer und nicht nach Verwal-

tungsgrenzen festgelegt. Aufgrund 

der Gebietsgrößen der sieben Koope-

rationsgebiete und der anstehenden 

detaillierten Arbeitsweise (Maßstab 

1:5.000) wurden diese in insgesamt 

13 Planungsbereiche unterteilt.

Wesentliche Grundlage der Bearbei-

tung der Umsetzungsfahrplanes war 

die Auswertung und Interpretation von 

In einem 

Workshop zur 

Bearbeitung des 

Umsetzungsfahr­

plans (Quelle: 

Planungsbüro 

Koenzen)

Informationen zu 

den Kooperati­

onsgebieten im 

Internet bei der 

Bezirksregierung 

(Quelle: Bezirksre­

gierung Köln)

Daten zu den für die Wasserrahmen-

richtlinie relevanten biologischen Para-

metern (v. a. Fische, Kleinstlebewesen). 

Darauf aufbauend wurden Maßnah-

menvorschläge zur Verbesserung der 

Gewässerstruktur aufgestellt, die in 

den vorher festgelegten Planungsbe-

reichen im Rahmen von jeweils zwei 

Workshops mit Vertretern der Kommu-

nen, der Industrie, der regionalen und 

überregionalen Fachbehörden, des Na-

turschutzes, der Fischereiverbände, des 

Denkmalschutzes, der Landwirtschaft, 

des Forstes und der Wasserversorgung 

diskutiert wurden. 

Die für den Erarbeitungsprozess erfor-

derlichen Unterlagen werden auf ei-

nem eigens vom WVER eingerichteten 

Datenserver zur Verfügung gestellt, 

der über die Internetseite des Landes 

www.fl ussgebiete.nrw.de erreichbar 

ist. Per E-Mail werden alle Beteiligten 

über den aktuellen Datenstand und 

die nächsten Schritte informiert.

Als Ergebnis liegen nun Maßnah-

menpakete vor, für die in 2012 eine 

Einschätzung der Machbarkeit, der 
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fachlichen Priorität und der 

zeitlichen Umsetzung auf-

gestellt wird. Für die Maß-

nahmen erfolgt zudem eine 

Abschätzung, ob sie für die 

Erreichung der strukturellen 

Qualitäten der Gewässer aus-

reichend sind, und es wird 

eine grobe Kostenschätzung 

aufgestellt.

Integrative 
Bearbeitung von 
Stellungnahmen

Der WVER wird als Fachver-

band, Anlagenbetreiber und 

Träger öffentlicher Belange an zahl-

reichen lokalen und überregionalen 

Planungen und Projekten im Ver-

bandsgebiet beteiligt. Im Jahr 2011 

wurde der Verband in ca. 784 Fällen 

angeschrieben. Dabei nehmen die 

Anfragen hinsichtlich der Betroffen-

heit des Verbandes bei Baumaßnah-

men einen Anteil von ca. 52 % ein. 

Die Bauleitplanungsbeteiligungsan-

teile liegen bei ca. 28 %, gefolgt von 

einem ca. 8 %igen Anteil für Einleiter-

laubnisverfahren. Der Beteiligungsan-

teil bei Planfeststellungs-, Genehmi-

gungs- und Anzeigeverfahren macht 

ca. 9 % aus. Anteilig die geringsten 

prozentualen Beteiligungen weisen 

die Flurbereinigungs- Landschafts-

plan- und Linienabstimmungsverfah-

ren mit ca. 1 % und die sonstigen 

Betroffenheiten ca. 2 % auf.

Internet-Informa-

tionen zum Um-

setzungsfahrplan 

der EU-WRRL 

beim WVER

28,4

8,4

0,6

51,4

9,4

1,8

Stellungnahmen „Träger öffentlicher Belange“ 2011

Bauleitplanung

Einleitung / Entnahmen

Flurbereinigung/Landschaftsplan/

Linien abstimmungsverfahren

Kreuzung/Leitungen

Genehmigungen

Sonstige
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Wasserwirtschaftliche Grundlagen 
und Systemplanung 

Verfasser: 

Dr.­Ing. Gerd Demny 

Dr.­Ing. Christof Homann 

Dr.­Ing. Torsten Rose 

EG-Hochwasserrisiko-
management-Richtlinie 

Für alle Gebiete, in denen signifi -

kante Hochwasserschäden auftreten 

können, werden bis zum Jahr 2015 

Hochwasserrisikomanagementpläne 

erstellt. Die Pläne informieren über 

bestehende Gefahren und bringen un-

terschiedliche Akteure zusammen, um 

Maßnahmen zur Verringerung und Be-

wältigung der hochwasserbedingten 

Risiken für die Schutzgüter menschli-

che Gesundheit, Umwelt, Kulturerbe 

und wirtschaftliche Tätigkeiten abzu-

stimmen. 

Grundlage für die Hochwasserrisiko-

managementpläne ist die EU-Richt-

linie über die Bewertung und das 

Management von Hochwasserrisiken 

(EG-HWRM-RL), die im November 

2007 in Kraft getreten ist. Die Zielset-

zung der Richtlinie wurde von der 

Bundesregierung in die Novelle des 

Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) 

übernommen, das seit 1. März 2010 

in Kraft ist. Für die Erarbeitung der 

Hochwasserrisikomanagementpläne 

im Einzugsgebiet der Rur ist die Be-

zirksregierung Köln (BRK) zuständig. 

Sie hat im April 2011 mit dem WVER 

eine Kooperationsvereinbarung ge-

troffen, in der sich beide Seiten zu 

einer intensiven Zusammenarbeit 

verpfl ichten. Ein Teil der Arbeiten 

(Gewässervermessung und Nieder-

schlag-Abfl ussmodellierung) wird vom 

Verband übernommen. Die Kosten 

werden von der BRK rückvergütet. 

Dadurch können schon bei der Grund-

lagenarbeit und beim Aufbau der 

Modelle Anforderungen eingebracht 

werden, die eine unmittelbare Nut-

zung der erarbeiteten Modelle auch 

für die Hochwasserschutzplanung er-

möglicht.  

Zur Umsetzung des WHG sind 

folgende Schritte vorgesehen: 

 ■ Bis Ende 2011: Vorläufi ge Bewer-

tung (Festlegung der Gebiete, in 

denen ein potenzielles signifi kantes 

Hochwasserrisiko besteht) 

 ■ Bis Ende 2013: Erstellung von Hoch-

wassergefahren- und -risikokarten 

für diese Gebiete 

 ■ Bis Ende 2015: Erstellung von Hoch-

wasserrisikomanagementplänen 

Festlegung der 
Gewässer mit 
signifi kantem 
Hochwasserrisiko 

Durch eine vorläufi ge Bewertung des 

Hochwasserrisikos wurde im Einzugs-

gebiet der Rur für insgesamt 35 Ge-

wässer ein signifi kantes Hochwasser-

risiko festgestellt. Neben den schon 

in den vergangenen Jahren im Rah-

men von Hochwasseraktionsplänen 

(HWAP) untersuchten Gewässern 

Rur, Inde, Vichtbach und Wurm wer-

den für folgende Gewässer Hochwas-

serrisikomanagementpläne 

aufgestellt: 

 ■ Altdorf-Kirchberg-Koslarer 

Mühlenteich 

 ■ Baaler Bach

 ■ Birgeler Bach 

 ■ Boicher Bach 

 ■ Bruchbach 

 ■ Derichsweiler Bach 

 ■ Drover Bach (Wiesenbach) 

 ■ Ellebach 

 ■ Flutgraben 

 ■ Gürzenicher Bach 

 ■ Haarbach 

 ■ Kitschbach 

 ■ Krauthausen-Jülicher-Mühlenteich 

 ■ Kreuzau-Niederau-Dürener 

Mühlenteich 

 ■ Kufferather Bach 

 ■ Lendersdorfer Mühlenteich 

 ■ Linnicher Mühlenteich 

 ■ Malefi nkbach 

 ■ Merzbach 

 ■ Millicher Bach 

 ■ Mühlenbach Ratheim 

 ■ Olef 

 ■ Omerbach 

 ■ Schlichbach 

 ■ Urft 

 ■ Wehebach 

 ■ Wildbach
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Hochwassergefahren-
karten und Hochwasser- 
risikokarten 

Hochwassergefahren- und Hochwas-

serrisikokarten stellen Informationen 

über Hochwassergefahren und Risiken 

für verschiedene Hochwasserszenari-

en dar. Diese berücksichtigen Hoch-

wasser mit hoher, mittlerer und nied-

riger Wahrscheinlichkeit (HQ 10  oder 

HQ 20 , HQ 100 , EHQ). 

Die bestehenden hydrologischen Groß-

raummodelle werden zur Berechnung 

der Hochwasserabflussmengen der o. 

g. Gewässer aktualisiert und detailliert. 

Auf Grundlage der Abflussmengen wird 

mit bestehenden sowie neu aufgebau-

ten hydraulischen Modellen die Was-

serspiegelhöhe bei Hochwasser berech-

net. Als Grundlage für die hydraulische 

Modellierung der Gewässer wurden im 

Jahr 2011 168 km Gewässerstrecken 

neu vermessen. Der Wasserverband ist 

in einer gemeinsamen Arbeitsgruppe 

mit der BRK und den beteiligten Inge-

nieurbüros ausführend und beratend 

bei allen Umsetzungsschritten betei-

ligt, kann so seine Gebietskenntnisse 

einbringen und den Modellaufbau 

für eine optimale Verwendung bei 

der Erstellung der Hochwassergefah-

renkarten unterstützen und stellt die 

Verwendbarkeit der Modelle auch für 

zukünftige WVER-Aufgaben sicher. 

Die Hochwassergefahrenkarten (HWGK) 

stellen die mögliche Ausdehnung und 

Tiefe einer Überflutung sowie ggf. 

Fließgeschwindigkeiten dar. Die Kar-

ten liefern somit beispielsweise für 

die Bauleitplanung, für Gefahrenab-

wehr und Katastrophenschutz sowie 

potentiell hochwassergefährdete Bür-

gerinnen und Bürger wertvolle Infor-

mationen zur Bewahrung betroffener 

Schutzgüter. Aufbauend auf den Ge-

fahrenkarten stellen die Hochwasser-

risikokarten (HWRK) zusätzlich die 

durch Hochwasser bedrohten Nutzun-

gen dar. Sie enthalten als Information, 

welche Schutzgüter  in den Gebieten 

bei den vorgenannten Hochwassersze-

narien betroffen wären. Somit bilden 

sie die Grundlage zur Einschätzung 

des Risikos und des Handlungsbedarfs 

in einem Einzugsgebiet.  

Hochwasserrisiko-
managementpläne 

Basierend auf den Karten entwickelt 

die Bezirksregierung in Zusammenar-

beit mit allen zuständigen Akteuren 

(Kommunen, Kreise, Wasserverbände 

etc.) in verschiedenen Management-

einheiten Hochwasserrisikomanage-

mentpläne. Nach einer Defizitanalyse 

werden für jeden relevanten Hand-

lungsbereich (z.B. Flächenvorsorge 

oder Gefahrenabwehr) Ziele definiert 

und geeignete Maßnahmen erarbei-

tet und nach Dringlichkeit und Um-

setzungsaufwand priorisiert. Zuletzt 

werden die Hochwasserrisikoma-

nagementpläne veröffentlicht. Sie 

stellen dann für alle Beteiligten und 

Betroffenen eine verbindliche Pla-

nungsgrundlage für das Hochwasser-

risikomanagement dar. 

Wasserwirtsch. Grundlagen u. Systemplanung

Gewässer mit 

signifikantem 

Hochwasserrisiko 

im Verbandsgebiet 

des WVER 
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Personal und 
Soziales 

Verfasserin:  

Rechtsanwältin Ass.jur. 

Sandra Jarzombek 

Zunächst erfolgen eine kurze Darstel-

lung zu rechtlichen Änderungen und 

deren Auswirkungen auf  den Perso-

nalbereich sowie Ausführungen zu 

den Bereichen Aus- und Fortbildung. 

Anschließend hieran werden die 

WVER-Struktur, der Stellenplan, 

die Daten zu schwerbehinderten Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeitern, Jubi-

läen und Rentengewährungen deut-

lich gemacht. 

Gesetzesänderungen 

Im Berichtsjahr wurden gesetzliche 

Neuregelungen und Änderungen 

geschaffen, die wieder neue Her-

ausforderungen für den Fachbereich 

Personalwesen zur Folge hatten. Bei-

spielhaft sollen folgende Neuerungen  

genannt werden: 

 ■ Überschreiten der 

Jahresarbeitsentgeltgrenze  

Zum Jahreswechsel 2010/2011 trat 

die neue Regelung zum Ausscheiden 

aus der Versicherungspfl icht bei Über-

schreiten der Jahresarbeitsentgeltgren-

ze (JAEG) in Kraft. Versicherungsfrei 

sind Arbeitnehmer, wenn das regel-

mäßige Jahresarbeitsentgelt die JAEG 

übersteigt. Die Versicherungspfl icht 

endet künftig wieder bereits mit Ab-

lauf des Kalenderjahres, in dem die 

JAEG erstmals überschritten wurde. 

Das Ende der Versicherungspfl icht tritt 

jedoch nur dann ein, wenn neben der 

Grenze des Vorjahres zusätzlich auch 

die vom Beginn des nächsten Kalender-

jahres an geltende JAEG voraussichtlich 

überschritten wird. Arbeitnehmern, die 

beide Voraussetzungen erfüllen, steht 

seit 01.01.2011 die Option einer pri-

vaten Krankenversicherung sowie die 

Möglichkeit einer freiwilligen Kranken-

versicherung in der GKV offen. 

 ■ Änderungen des Beitragssatzes 

2011 zur Arbeitslosenversicherung  

Der  Beitragssatz  zur  Arbeitslosenver-

sicherung  ist  seit  dem  01.01.2011  

auf  3  % gestiegen. Damit gilt nun-

mehr ein um 0,2 % erhöhter Beitrags-

satz im Vergleich zu 

dem Jahr 2010. 

 ■ Änderungen des allgemeinen 

Beitragssatzes zur 

Krankenversicherung 

Der allgemeine Beitragssatz zur Kran-

kenversicherung wurde durch die Bun-

desregierung für alle Krankenkassen 

einheitlich festgelegt. Er beläuft sich 

seit dem 01.01.2011 auf 15,5 %. 

Darin enthalten ist weiterhin der An-

teil von 0,9 %, den die Arbeitnehmer 

alleine fi nanzieren. Der Arbeitnehmer-

anteil beträgt insgesamt 8,2 %, wäh-

rend Arbeitgeber für die Lohnneben-

kosten 7,3 % des beitragspfl ichtigen 

Entgelts einplanen müssen.

 ■  Beamtenbesoldung  

Die Dienst- und Versorgungsbebezüge 

der Bundesbeamten wurden ab dem 

01.01.2011 um 0,6 % und ab dem 

01.08.2011 um 0,3 %  erhöht. 

Die zuletzt zum 01.03.2010 angepass-

ten Dienstbezüge der Landesbeamten 

erhöhten sich ab dem 01.04.2011 um 

1,5 %. Zusätzlich erhielten Landesbe-

amte, die mindestens an einem Tag 

des Monats April 2011 Anspruch auf 

Dienstbezüge 

hatten, eine Einmalzahlung in Höhe 

von 360,- €.  

Tariferhöhung und 
Einmalzahlung 

Die Tabellenentgelte der Arbeitneh-

mer/innen wurden mit Wirkung zum 

01. 01. 2011 um 0,6 % und ab dem 

01.08.2011 um 0,5 % erhöht. Zudem 

wurde zum 01.01.2011 eine einmali-

ge Sonderzahlung in Höhe von 240,- €

gewährt. 

Entgeltumwandlung  

Im Berichtsjahr machten 83 WVER-Ar-

beitnehmerinnen und –Arbeitnehmer 

von der Möglichkeit der Entgeltum-

wandlung Gebrauch.  
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Ausbildung  

Im August 2011 nahmen vier Auszu-

bildende in den Berufen Mechatroni-

ker/in und Elektroniker/in ihre Ausbil-

dung beim WVER auf. 

Festes Unternehmensziel des WVER 

ist weiterhin die Verbesserung der 

Ausbildungssituation.

Durch die Ausbildung sichert der 

WVER den eigenen Fachkräftebedarf 

unabhängig vom Angebot des Arbeits-

marktes und setzt seine Personalent-

wicklungsplanung konsequent um.  

Im Berichtsjahr schloss ein Auszubilden-

der im Ausbildungsberuf „Wasserbauer“ 

seine  Ausbildung erfolgreich ab und 

wurde in ein unbefristetes Arbeitsver-

hältnis übernommen. 

Der Verband bildet in folgenden 

Ausbildungsberufen aus: 

 ■ Fachkraft für Abwassertechnik 

 ■ Elektroniker/in 

 ■ Mechatroniker/in 

 ■ Wasserbauer/in. 

Fortbildung 

Die fortwährende technische und so-

ziale Weiterentwicklung sowie die 

ständige Rechtsentwicklung machen 

die berufl iche Fort- und Weiterbildung 

unumgänglich. Nur die Gewährung 

von Fort- und Weiterbildungsmöglich-

keiten erhält und steigert die Wettbe-

werbsfähigkeit, Effi zienz und Leistung 

des WVER sowie die Motivation der 

Mitarbeiter. Vor diesem Hintergrund 

wurden sowohl Inhouse-Schulungen 

(Beispiele: 

 ■ Explosionsschutz, 

 ■ Sachkundelehrgang 

Nagerbekämpfung, 

 ■ Ausschreibung nach VOB/A, 

 ■ Mikroskopierkurse,) 

als auch externe Seminare (Beispiele: 

 ■ Abwasserreinigung, 

 ■ Fachanwaltslehrgang Bau- und 

Architektenrecht, 

 ■ Betoninstandsetzung, 

 ■ Vergabewesen, 

 ■ Messtechnik, 

 ■ Lohnpfändung und – abtretung, 

 ■ Wasserrecht, 

 ■ Grundlagen des 

Schwerbehindertenrechts, 

 ■ Arbeitsschutz, 

 ■ VOF-Vergaben, 

 ■ Datenschutz) 

durchgeführt. 

Die Struktur des WVER 

Das Organigramm  zeigt die Struktur 

des WVER. 

Der WVER-Stellenplan 2011 wies 

512,5  Stellen für Arbeitnehmerin-

nen, Arbeitnehmer und einen Beam-

ten aus. Geringfügig Beschäftigte 

sind hierbei nicht berücksichtigt.  

Die Übersicht „Personalentwicklung 

im WVER“ hat aus Gründen der 

Übersichtlichkeit auch für die Vor-

jahre die Arbeiterinnen, Arbeiter, 

Angestellte und Beamten zusam-

mengefasst dargestellt. 
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Schwerbehinderte 
Menschen 

Wie im Vorjahr wurde wieder die Be-

schäftigungspflichtquote nach § 71 

SGB IX übertroffen. 

Jubiläen 
Im Berichtsjahr feierten ihr 

25-jähriges Dienstjubiläum: 

Rüdiger Erkens 

Harald Ervens 

Helmut Grümmer 

Edwin Hain 

Konrad Hamacher 

Christoph Jansen 

Hans-Jürgen Jansen 

Cornelia Keune 

Manfred Köhler 

Klaus Offermann 

Dietmar Peter 

Margret Quarten 

Hermann Rible 

Frank Schlömer 

Wilfried Schüller 

Rolf Schweiß 

Stefan Woltery 

Michael Vogel 

Horst Zylus 

Ihr 40-jähriges  

Dienstjubiläum feierten: 

Helga Janke-Offermann 

Joachim Lange 

Helene Schütt 

Ruhestand  

In den Ruhestand traten: 

Kurt Biert 

Helmut Breuer 

Helmut Gaggia 

Hans Greven 

Monika Heckmann 

Arno Hürtgen 

Peter Lambertz 

Matthias Laufenberg 

Heinrich Quante 

Günter Schumacher 

Gerd Slangen 

Verstorbenengedenken 

Wir gedenken der verstorbenen 

Kollegen Richard Spilles und Monika 

Wirtz sowie der verstorbenen 

Rentner Franz-Josef Reinartz und 

Bruno Jörres.
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Finanzwesen 

Verfasserin: 

Dipl.­Kauffrau Birgit Kraft 

Jahresabschluss 

Im Berichtsjahr 2011 wurde der Jah-

resabschluss zum 31.12.2010 gemäß 

§ 22a Abs. 4 Eifel-RurVG in Verbin-

dung mit der Eigenbetriebsverord-

nung NRW (EigVO) sowie nach den 

Vorschriften für große Kapitalgesell-

schaften im Dritten Buch des Han-

delsgesetzbuchs (§§ 242-256 sowie 

§§ 264 ff. HGB) aufgestellt. Der Jah-

resabschluss ist von der Wirtschafts-

prüfungsgesellschaft WPH Beratungs-

netzwerk GmbH aus Düren geprüft 

und mit uneingeschränktem 

Bestätigungsvermerk testiert wor-

den. Die Verbandsversammlung hat 

in ihrer Sitzung am 05.12.2011 den 

Jahresabschluss abgenommen und 

dem Vorstand Entlastung erteilt. 

Erläuterungen 
zu relevanten 
Bilanzpositionen 

Das Bilanzvolumen ist mit 700,33 

Mio. Euro im Vergleich zum Vorjahr 

(689,49 Mio. Euro) um 10,84 Mio. 

Euro (1,57 %) gestiegen. 

Das Anlagevermögen ist aufgrund 

der jährlich linear vorzunehmenden 

Abschreibungen insgesamt um 3,52 

Mio. Euro gesunken. 

Die Vermögensgegenstände des 

Anlagevermögens sind mit ihren 

Anschaffungskosten einschließlich 

Anschaffungsnebenkosten abzüglich 

Skonti und anderer Preisnachlässe 

bewertet. Aktivierte Eigenleistungen 

wurden für Planungs- und Baulei-

tungsarbeiten des eigenen Personals 

angesetzt. Von Dritten gewährte 

Zuschüsse für Investitionen werden 

– wie auch bereits in den Vorjah-

ren – von den Anschaffungs- bzw. 

Herstellungskosten der geförderten 

Wirtschaftsgüter abgesetzt. 

Der Verband hat im Berichtsjahr 

folgende Anlagen übernommen: 

Jülich-Pattern, Regenüberlaufbecken 

 165.733,19 Euro, 

Welldorf-Güsten, Regenüberlaufbecken  

 61.967,33 Euro 

und Aachen-Soers, Restabwicklung 

i.V.m. Firma Imtech 

 44.153,25 Euro. 

Unter den Vorräten sind Roh-, Hilfs- 

und Betriebsstoffe bilanziert. Diese 

setzen sich zusammen aus Beständen 

der vier Zentralläger und kleineren Be-

ständen auf einzelnen Kläranlagen. Bei 

letzteren handelt es sich vorwiegend 

um nicht transportierfähige Güter (z.B. 

gefahrenguttransportpfl ichtige Che-

mikalien und Tankwaren) und andere 

gleichartige Verbrauchsmaterialien, für 

die Festwerte gebildet wurden. 

Die Forderungen setzen sich zusam-

men aus verbandsseitig erbrachten 

Lieferungen und Leistungen (1.124 

Tsd. €), Sonstigen Vermögensgegen-

ständen (365 Tsd. €) und nicht durch 

Beiträge fi nanzierten Rückstellungen 

(5.202 Tsd. €). Hierunter fallen ins-

besondere Nachforderungen auf-

grund der Beitragsabrechnungen der 

Jahre 2009 und 2010, die erst im Fe-

bruar 2011 bzw. 2012 fällig werden, 

sowie Forderungen aus den Fäkalien-

abrechnungen und verschiedene an-

dere Ansprüche. 

Kassenbestände belaufen sich auf 4 

Tsd. €; die Guthaben bei Kreditinsti-

tuten (52.777 Tsd. €) sind zum Teil 

als Festgelder bzw. in täglich verfüg-

baren Anteilen angelegt, da diese zur 

Deckung der laufenden Ausgaben bis 

zum nächsten Zahlungseingang der 

Beiträge dienen müssen. Die auf der 

Aktivseite abgegrenzten Beträge (283 

Tsd. €) betreffen hauptsächlich einen 

Anteil der Wassergewinnungs- und 

-aufbereitungsgesellschaft Nordeifel 

mbH (WAG) am Retentionsbodenfi l-

ter Kalterherberg (221 Tsd. €). Die 

Allgemeinen Rücklagen (24.609 Tsd. 

€) werden kostenstellenscharf und 

beitragsbezogen fortgeschrieben (§ 

10 Abs. 1 Nr. 2b der Satzung). 

Der ermittelte „Bilanzgewinn“ in 

Höhe von 7.913 Tsd. € ist zum Bi-

lanzstichtag bereits für die vertrag-

lich zu leistenden Kredittilgungen 

verausgabt. Der Betrag ermittelt sich 

aus den satzungsmäßig verankerten 

und der Beitragspfl icht unterliegen-

den „Tilgungsspitzen“. 

Die notwendige Neubewertung der 

bestehenden Versorgungszusagen 
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nach dem Bilanzrechtsmodernisie-

rungsgesetz (BilMoG) führte im Be-

richtsjahr zu einer außerordentlichen 

Erhöhung dieser Rückstellungen um 

5,1 Mio. Euro. 

Die Sonstigen Rückstellungen 

(14.192 Tsd. €) beinhalten die erwar-

tete Belastung durch Abwasserabgabe 

(5.202 Tsd. €) und Prozesskosten (20 

Tsd. €). Des Weiteren sind für den 

Personalbereich 5.696 Tsd. € zurück-

zustellen für noch nicht genommenen 

Urlaub (339 Tsd. €), noch abzurech-

nende unständige Entgeltbestandteile 

(376 Tsd. €), Ansprüche aus Arbeits-

zeitkonten (2.323 Tsd. €), Altersteil-

zeitansprüche (1.294 Tsd. €), Berufs-

genossenschaftsbeiträge (74 Tsd. €) 

und gemäß tarifvertraglicher Verein-

barung für die zukünftig zu zahlenden 

Leistungsprämien (1.290 Tsd. €). Die 

Rückstellungen für die Altersteilzeit-

beschäftigung beziehen sich auf den 

nach dem 31.12.2010 noch zurück-

zulegenden Zeitraum der Freistellung. 

Die noch nicht abgerechneten Fremd-

leistungen sind hauptsächlich für Bau-

maßnahmen 2.627 Tsd. € und für 

sonstige Rechnung des Erfolgsplans 

534 Tsd. € zurückgestellt. 

Die passiven Rechnungsabgren-

zungsposten betragen 212 Tsd. €. 

Darunter befindet sich ein Betriebs-

kostenzuschuss (131 Tsd. €) von 

der Wassergewinnungs- und -aufbe-

reitungsgesellschaft Nordeifel mbH 

(WAG) für die Kläranlage Monschau 

sowie eine Schadenersatzzahlung 

der Hypo Vereinsbank (1.800 €). 

Die Auflösung des Ablösebetrages 

zur Übernahme der Rurschlenke (19 

Tsd. €) läuft noch über 67 Jahre. Aus 

Jahresabgrenzungen der Zahlungen 

stammen eine Ausschüttung aus ei-

nem Stromvertrag (57 Tsd. €) sowie 

anteilige Pacht für die Parkplatzfläche 

Büdenkopf am Staubecken Heimbach 

(3 Tsd. €). 

Erläuterungen zu 
relevanten Positionen 
der Gewinn- und 
Verlustrechnung (G+V) 

Die Umsatzerlöse enthalten überwie-

gend Normal- und Sonderbeiträge 

des Wirtschaftsjahres 2010 (128.503 

Tsd. € bzw. 755 Tsd. €). 

Aktivierte Eigenleistungen (1.365 Tsd. 

€) wurden für Planungs- und Baulei-

tungsarbeiten des eigenen Personals 

angesetzt. Die sonstigen betriebli-

chen Erträge (2.419 Tsd. €) betreffen 

im Wesentlichen Wohnungsmieten 

sowie Pachten, Erstattungen der Ab-

wasserabgabe, aufgelöste Rückstel-

lungen und Versicherungsentschädi-

gungen sowie die Fahrgastschifffahrt 

und Wassersport. 

Der Materialaufwand (33.698 Tsd. €) 

ist bei der Erfüllung der dem Verband 

zugewiesenen Aufgaben im Rahmen 

der Wassermengen- und -gütewirt-

schaft sowie der Gewässerunterhal-

tung entstanden. 

Der Personalaufwand (31.601 Tsd. 

€) enthält Entgelte und Bezüge der 

Mitarbeiter einschließlich der beim 

Verband tätigen Beamten, soziale 

Abgaben, Aufwendungen für Alters-

versorgung sowie Beihilfen. Gemäß § 

25 Abs. 2 EifelRurVG sind Abschrei-

bungen (30.368 Tsd. €) nur nach der 

linearen Methode zulässig. 

Von den Zinsen u. ä. Aufwendungen 

entfallen 17.890 Tsd. € auf Fremd-

darlehen bei Kreditinstituten. 

Das Ergebnis der gewöhnlichen Ge-

schäftstätigkeit i.H.v. 16.984 Tsd. € 

wird um außerordentliche Aufwen-

dungen i.H.v. 5.163 Tsd. €, die aus 

der Bewertungsumstellung nach dem 

Bilanzrechts-Modernisierungs-Gesetz 

herrühren, sowie um Steuern vom 

Einkommen und vom Ertrag aus dem 

BgA Wassersport und den Wertpa-

pieren i.H.v. 71 Tsd. € und um sons-

tige Steuern (Kfz- und Grundsteuer) 

i.H.v. 42 Tsd. € gemindert. 

Aus dem Jahresüberschuss 2010 wur-

den 6.231 Tsd. € den Allgemeinen 

Rücklagen und 3 Tsd. € als Direkt-

finanzierungsanteile den Sonstigen 

Rücklagen zugeführt. Rücklagenent-

nahmen dienten dem Ausgleich der 

Beitragsabrechnung 2010. Hierzu 

wurden 1.307 Tsd. € aus den All-

gemeinen Rücklagen und 1.131 Tsd. 

€ aus den Sonstigen Rücklagen ent-

nommen. Der im Berichtsjahr ver-

bliebene Bilanzgewinn wurde bereits 

für Darlehenstilgungen in Anspruch 

genommen. Er ist daher nach Fest-

stellung des Jahresabschlusses in die 

Sonstigen Rücklagen einzustellen. 

Der Bilanzgewinn des Jahres 2009 

i.H.v. 7.684 Tsd. € wurde als Gewinn-

vortrag am 01.01.2010 in die Bilanz 

des Jahres 2010 einbezogen. 

Wirtschaftsplan 2011 
und Beitragserhebung 

Der Wirtschaftsplan 2011 wurde in 

den Gremien des Verbandes beraten 

und in der Verbandsversammlung am 

13.12.2010 beschlossen. Der Wirt-

schaftsplan weist ein Volumen von 

rund 140 Mio. Euro im Erfolgsplan und 

69 Mio. Euro im Vermögensplan aus. 
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Zur Realisierung des Wirtschaftsplans 

2011 wurden gegenüber den Mitglie-

dern Beiträge in Höhe von 130.112 

Tsd. € festgesetzt. Von diesem Auf-

kommen entfielen 

	 108.029 Tsd. € 

	 auf die Beitragsgruppe 1 

	 „Abwasserwesen“ 

	 5.470 Tsd. € 

	 auf die Beitragsgruppe 2 

	 „Talsperren“ 

	 8.087 Tsd. € 

	 auf die Beitragsgruppe 3 

	 „Gewässer“ 

Gewinn- und Verlustrechnung vom 01.01. bis 31.12.2010
T€ T€

1. Umsatzerlöse 134.345

2. Bestandsveränderung bei unfertigen Leistungen -38

3. Andere aktivierte Eigenleistungen 1.365

4. Sonstige betriebliche Erträge 8.785

5. Materialaufwand

a) Aufwend. für Roh-, Hilfs- u. Betriebsstoffe 17.498

b) Aufwendungen für bezogene Leistungen 16.162 33.660

6. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter 24.805

b) soziale Abgaben etc. 6.795 31.600

7. Abschreibung auf imm.V.g. u. Sachanlagen 30.368

8. Sonstige betriebliche Aufwendungen 14.532

9. Betriebsergebnis 34.297

10. Erträge aus Beteiligungen 16

11. Erträge aus anderen Wertpapieren und Ausl. 228

12. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 485

13. Abschreibungen auf Finanzanlagen 0

14. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 18.085 17.356

15. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 16.941

16. Außerordentliche Aufwendungen 5.120

17. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 71

18. Sonstige Steuern 42

19. Jahresüberschuss 11.708

Nachrichtlich:

Gewinnvortrag aus dem Vorjahr 7.684

Einstellungen in Rücklagen 13.917

Entnahmen aus Rücklagen 2.438

Blanzgewinn 7.913

Hinzu kamen Verwaltungskostenbei-

träge i.H.v. 7.816 Tsd. € und Beiträge 

für wasserwirtschaftliche Grundlagen-

arbeiten i.H.v. 710 Tsd. €. 

Kreditmanagement 
Das Schuldenmanagement hat beim 

WVER eine erhebliche Bedeutung zur 

Sicherung der seit 2004 vereinbarten 

Beitragsstabilität für die Mitglieder 

des Verbandes. 

Das Zinsniveau im Jahr 2011 war his-

torisch niedrig. Im Rahmen des Kre-

ditmanagements des WVER konnte 

dieses niedrige Zinsniveau auch schon 

für die Jahre 2012 und 2013 für dann 

aus der Zinsfestschreibung auslau-

fende Darlehen gesichert werden. 

Die Struktur, der in den kommenden 

Jahren noch umzuschuldenden Dar-

lehen, ist auf folgendem Diagramm 

dargestellt.

Derzeit wird beim WVER ca. 30% 

der Darlehenssumme mit variablem 

Zinssatz (3-Monatseuribor) verzinst. 

Diese Darlehen sind jedoch alle mit 

entsprechenden Zinssicherungsge-

schäften (CAP’s) abgesichert. 

Im Jahr 2011 konnten neue Darlehen 

mit zehnjähriger Zinsbindung für 2,45 % 

und 2,68 % aufgenommen werden, 

so dass auch dem Grundsatz, in Nied-

rigzinsphasen langfristiger zu finanzie-

ren, genüge getan werden konnte. 

Rur-Wasser-Technik 
GmbH (RWTG) 

Die Wasserkraftturbine an der We-

hebachtalsperre konnte Mitte Juni 

2011 fertig gestellt und an das allge-

meine Stromnetz angeschlossen wer-

den. Die monatlichen Abschläge des 

Energie-Versorgungs-Unternehmens 

(regionetz GmbH) gehen seit Juli 2011 

ein und haben die Ertragssituation der 

Gesellschaft deutlich verbessert. 
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Fälligkeiten von Zinsbindungen beim WVER
Zinsläufe mit jeweiliger Restvaluta

festverzinsliche Darlehen
variabelverzinsliche 

Darlehen mit CAP

AKTIVA

2010 2009

T€ [%] T€

A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermö-

gensgegenstände

4.756 1 5.025

II. Sachanlagen 632.012 90 635.588

III. Finanzanlagen 1.212 0 882

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte 2.594 0 2.554

II. Forderungen u. sonst. 6.690 1 9.389

Vermögensgegenstände

III. Kassenbestand, Gutha-

ben bei Kreditinstituten

52.781 8 35.981

C. Rechnungsabgrenzung 283 0 67

700.328 100 689.486

PASSIVA

2010 2009

T€ [%] T€

A. Eigenkapital

I. Rücklagen 156.394 22 144.646

II. Bilanzgewinn 7.913 1 7.684

B. Rückstellungen 21.636 3 18.732

C. Verbindlichkeiten 514.173 73 518.255

D. Rechnungsabgrenzung 212 0 169

700.328 100 689.486

Bilanz auf den 

31.12.2010
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Justiziariat 

Verfasser: 

Ass.­jur. Britta Schulz 

Ass.­jur. Frank Niesen 

Der Beitrag der 
Rechtsabteilung zu 
einem wirtschaftlichen 
Verwaltungshandeln 

Aus betriebswirtschaftlicher Sicht ist 

eine Rechtsabteilung zunächst als Kos-

tenfaktor zu betrachten. Allerdings 

kann auch die Rechtsabteilung einen 

nicht unwesentlichen Beitrag zur 

Kostendämpfung im verbandlichen 

Handeln leisten, wenn ihr ein hinrei-

chender Einfl uss auf die operativen 

Bereiche gewährt wird. 

Die Beispiele sind vielfältig und ziehen 

sich durch alle Rechtsgebiete. Selbst-

redend zählen hierzu auch die klassi-

schen Fälle, in denen der Verband un-

berechtigte Ansprüche Dritter etwa im 

Zusammenhang mit Beschaffungsmaß-

nahmen oder Bauaufträgen gerichtlich 

oder außergerichtlich zurückzuweisen 

vermag oder eigene Ansprüche ge-

genüber Dritten durchsetzt. Gleiches 

gilt für den Abschluss von Verträgen, 

die einen gegenseitigen Leistungsaus-

tausch zum Inhalt haben und die einer 

gewissen Verhandlungsführung bedür-

fen. Doch hierauf soll in diesem Beitrag 

nicht eingegangen werden. Von Inter-

esse sind im Wesentlichen vorwiegend 

die fachspezifi schen Sachverhalte, die 

es durch aktuelle und vertiefte Kennt-

nisse in zunehmend komplexeren 

Rechtsgebieten zu erkennen gilt. 

Aktuelle Entwicklungen 
im Energie- und 
Energiesteuerrecht 

Die Bezeichnung als komplexes 

Rechtsgebiet trifft in jedem Falle auf 

das Energierecht zu. Hierbei handelt 

es sich um eine sehr vielschichtige 

Materie, in der nicht nur rechtliche, 

sondern auch technische, wirtschaft-

liche und politische Aspekte berück-

sichtigt werden müssen. Die zentra-

len rechtlichen Regelungen fi nden 

sich im Energiewirtschaftsgesetz und 

den zahlreichen auf seiner Grundlage 

erlassenen Verordnungen. Zum Ener-

gierecht im weiteren Sinne gehören 

u. a. die energierechtlichen Bestim-

mungen zum Schutz der Umwelt, 

wie z.B. das Gesetz für den Vorrang 

Erneuerbarer Energien (EEG) und das 

Gesetz für die Erhaltung, die Moder-

nisierung und den Ausbau der Kraft-

Wärme-Kopplung (KWKG). 

Auch ein Unternehmen der Wasser-

wirtschaft kommt in vielfältiger Weise 

mit dem Thema Energierecht in Be-

rührung. Sei es durch die Energiege-

winnung mittels erneuerbarer Energi-

en wie Wasserkraft und Klärgas oder 

durch die Stromerzeugung in Block-

heizkraftwerken auf den Kläranlagen. 

Das Energierecht bietet zahlreiche 

Chancen, die es zu erkennen und 

nutzen gilt. Darunter fallen beispiels-

weise die einzelnen Fördermöglich-

keiten nach dem EEG oder KWKG 

oder Stromsteuerbefreiungen bzw. 

-reduzierungen nach dem Stromsteu-

ergesetz, wie z. B. die Zuordnung zu 

einem bestimmten Wirtschaftszweig 

(„Unternehmen des Produzierenden 

Gewerbes“) oder die Entnahme von 

Strom zur Erzeugung von Strom. 

Neben den zuvor erwähnten Chancen 

des Energierechts, gibt es – bedingt 

durch die gesetzlichen Rahmenbe-

dingungen - auch Risiken, die es zu 

berücksichtigen gilt. So bestimmt die 

am 01.01.2012 in Kraft getretene 

Novelle des EEG in § 6 Abs. 1, dass 

EE- und KWK-Anlagen mit einer Leis-

tung von mehr als 100 kWh mit einer 

technischen Einrichtung auszustatten 

sind, mit denen der Netzbetreiber je-

derzeit die Einspeiseleistung bei Netz-

überlastung ferngesteuert reduzieren 

kann und die jeweilige Ist-Einspeisung 

abrufen kann. Diese Regelung gilt für 

Anlagen, die ab dem 01.01.2012 in 

Betrieb genommen werden. Wie diese 

Regelung in der Praxis umzusetzen ist 

und ob sie auch für Anlagen gilt, mit 

denen nur Strom zum Selbstverbrauch 

produziert wird, bleibt abzuwarten.  

Im Sommer dieses Jahres ist zudem 

mit dem Inkrafttreten des KWKG 

2012 zu rechnen, welches u. a. zum 

Ziel hat, bis zum Jahr 2020 einen 

Anteil der KWK-Stromerzeugung 

von 25% an der Stromerzeugung zu 

erreichen. 
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Der Umfang und 
die Grenzen des 
verbandlichen 
Pflichtenkreises 

Ein ganz wesentlicher Aspekt eines 

wirtschaftlichen Verbandshandelns 

ist die Kenntnis über den Umfang 

und die Grenzen der eigenen Pflich-

tenkreise. Wie weitgehend hat der 

Verband für einen Ausgleich der 

Wasserführung und die Sicherung 

des Hochwasserabflusses zu sor-

gen? Wo beginnt und endet die 

Verantwortung des Gewässeranlie-

gers, eigene Vorkehrungen zu tref-

fen? Betreibt der Verband etwa aus 

Rechtsnachfolgeregelungen heraus 

Anlagen, die keinen wasserwirt-

schaftlichen Aufgaben dienen und 

wenn ja, wie kann er sich im Inter-

esse seiner Mitglieder hiervon tren-

nen? Wie ist der Begriff der Gewäs-

serunterhaltung zu definieren und 

wie grenzt der Verband sich hierbei 

von den Pflichten Dritter ab? 

Der WVER gewährleistet als Fachver-

band eine ordnungsgemäße Erfüllung 

seiner Pflicht zur Gewässerunterhal-

tung. Hierbei hat er allerdings auch 

darauf zu achten, diese Pflicht nicht 

überobligatorisch zu erfüllen, indem 

er etwa Aufgaben wahrnimmt, die 

nicht zu seinem Pflichtenkreis gehö-

ren. Im Wesentlichen betrifft dies die 

Abgrenzung zu dem Pflichtenkreis 

des Anlagenunterhaltungspflichtigen 

im Sinne des § 36 WHG und § 94 

LWG NRW. Nach § 94 LWG NRW 

hat der Eigentümer Anlagen in und 

an fließenden Gewässern so zu er-

halten, dass der ordnungsgemäße 

Zustand des Gewässers nicht beein-

trächtigt wird. Anlagen im Sinne der 

genannten Vorschriften sind etwa 

Verrohrungen, aber auch Ufersiche-

rungsanlagen. 

So ist etwa davon auszugehen, dass 

hydraulische Anpassungen eines ver-

rohrten Gewässers oder Durchlasses 

den gewässerunterhaltungspflichtigen 

Verband treffen, nicht aber die Erhal-

tung des baulichen Zustandes der An-

lage selbst. Ufermauern dienen regel-

mäßig als Anlagen zur Sicherung der 

anliegenden Grundstücke vor Über- 

oder Abschwemmungen. Damit sind 

sie durch den Grundstückseigentümer 

zu unterhalten und nicht vom gewäs-

serunterhaltungspflichtigen Verband. 

Erst wenn der Mauer ein (selten zu 

statuierender) wasserwirtschaftlicher 

Zweck zugesprochen werden kann, 

tritt eine Unterhaltungspflicht des Ver-

bandes ein. 

Das Wettbewerbsrecht 
als Instrumentarium 
wirtschaftlichen 
Handelns 

Die Unternehmen des Verbandes 

sind gekennzeichnet durch die 

Vielzahl der Betriebsstellen und 

Betriebspunkte (Kläranlagen, Son-

derbauwerke, Talsperren, Hochwas-

serrückhaltebecken etc.) und die Ar-

beit in der Fläche. Dies erfordert ein 

koordiniertes und zentrales Beschaf-

fungswesen, welches nach Maßgabe 

der nationalen und europäischen Re-

geln des Vergaberechts fungiert. Das 

Ziel des Beschaffungswesens muss 

es hierbei sein, durch ein Höchst-

maß an Transparenz und Publizität 

eine möglichst große Zahl von Un-

ternehmen zur Teilnahme am Wett-

bewerb zu gewinnen. Zugleich muss 

gewährleistet sein, dass jeder Be-

schaffungsbedarf dem Wettbewerb 

unterstellt wird, Dauerlieferverträge 

keine „Ewigkeitsgarantien“ besitzen 

und nach Ablauf der Vertragsdauer 

wettbewerbsfrei verlängert werden. 

So dürfen nach § 4 EG Abs. 7 VOL/A 

Rahmenverträge, die die Bedingun-

gen für eine Vielzahl von Einzelauf-

trägen während eines bestimmten 

Zeitraums vorgeben, eine Laufzeit 

von vier Jahren nicht überschreiten. 

Hierdurch wird in hinreichenden 

zeitlichen Abständen neuer Wett-

bewerb erzeugt, der einer markt-

gerechten Preisbildung dienlich ist. 

Einen wesentlichen Aspekt eines 

wirtschaftlichen Beschaffungswe-

sens bilden zudem die Leistungsbe-

schreibungen. Jede zusätzliche, nicht 

zwingend notwendige Anforderung 

von Teilleistungen, jede übermäßige 

Risikoverlagerung zu Lasten der Bie-

ter führt zu Kalkulationsaufschlägen. 

Eine Beschaffungsstelle kann ge-

neigt sein, Vorgaben zugunsten des 

Auftraggebers zu schaffen. Geht die 

Risikoverlagerung jedoch zu weit, 

führt dies zu einem Rechtsverstoß, 

zumindest jedoch zu einer (noch zu-

lässigen) Benachteiligung der Bieter, 

welche sich spätestens in der Preis-

bildung niederschlagen wird. 

Die „schwere 
Verfehlung“ im 
Vergaberecht 

Jede größere Beschaffungsstelle ei-

nes öffentlichen Auftraggebers kennt 

diesen Fall: Es nimmt ein Unterneh-

men an einer öffentlichen Ausschrei-

bung teil, das aufgrund eigener oder 

auch aus Erfahrungen Dritter heraus 

schwere Verfehlungen begangen hat, 

die seine Zuverlässigkeit als Bewer-

ber und damit eine ordnungsgemäße 
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Vertragserfüllung in Frage stellen. 

Hierzu zählen beispielsweise in der 

jüngeren Vergangenheit erfolgte 

Verstöße gegen das Schwarzarbeits-

bekämpfungsgesetz, Delikte im Zu-

sammenhang mit Insolvenzverfahren 

oder auch Umweltdelikte. 

Was tun, wenn dieses Unternehmen 

ansonsten den Zuschlag für einen 

Großauftrag erhielte, wäre der öf-

fentliche Auftraggeber nicht in der 

Lage, dem Bewerber die objektiv vor-

liegenden schweren Verfehlungen in 

seinem bisherigen Geschäftsgebaren 

nachzuweisen und das Angebot im 

Vergabeverfahren auszuschließen? 

Ein Angebotsausschluss kommt etwa 

aus §§ 19 EG Abs. 4 i.V.m. § 6 EG 

Abs. 6 lit. c VOL/A oder aber auch 

aus § 16 Abs. 2 Ziff. 1 i. V. m. § 6 

Abs. 3 Ziff. 2 lit. g) VOB/A in Be-

tracht. Maßgeblich ist insoweit aller-

dings die Nachweislichkeit der schwe-

ren Verfehlung, etwa in Form einer 

Verurteilung oder zumindest einer 

Anklageerhebung. 

Die Rechtsabteilung muss in diesen 

Fällen darauf drängen, dass bei der 

Dokumentation des Vergabeverfah-

rens und in einem möglichen verga-

berechtlichen Nachprüfungsverfah-

ren der Nachweis einer schweren 

Verfehlung gelingt.
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Liegenschaften 

Verfasser: 

Dipl. ­ Verwaltungswirt

Rainer Keischgens 

Grundstücksverwaltung 
Der Fachbereich betreute zum Ende 

des Berichtsjahres über 2.700 Einzel-

fl urstücke mit einer Gesamtfl äche von 

rund 2.434 Hektar, d.h. Abwicklung 

von Grundbesitzabgabenbescheiden, 

Abschluss von Landpacht- und sons-

tigen Nutzungsverträgen, Mitwirkung 

in Fischereigenossenschaften usw. 

Die Grafi k „Nutzungsarten des Grund-

stücksbestands“ gibt Überblick über 

den Anteil der verschiedenen Nutzun-

gen am Grundstücksbestand:

Zur Erfüllung seiner Aufgaben wer-

den vom Wasserverband laufend 

neue Bauprojekte geplant und 

durchgeführt wie Kläranlagen- und 

Sonderbauwerkserweiterungen, Ka-

nalsammlerleitungen, Renaturierung 

von Gewässerabschnitten, oder auch 

Hochwasserrückhaltebecken. In den 

meisten Fällen erstrecken sich diese 

Maßnahmen zwangsläufi g auf Grund-

stücke, die im Eigentum von Dritten 

stehen, so dass eine bauliche Umset-

zung erst dann möglich ist, wenn der 

Verband über diese verfügen kann. Ein 

wesentliches Aufgabenfeld des Fach-

bereichs Liegenschaften liegt darin, im 

Verhandlungswege die erforderlichen 

Grundstücke durch Kauf, Tausch oder 

auch in Form einer dinglichen Siche-

rung (Dienstbarkeit) für den Verband 

zu sichern. Neben der üblichen Form 

der Abwicklung durch notariell beur-

kundete Kauf- oder Tauschverträge 

wird auch dort, wo entsprechende 

Verfahren anhängig sind, die Mög-

lichkeit genutzt, den erforderlichen 

Grunderwerb in Flurbereinigungsver-

fahren zu erlangen. 

Der Trend, dass Grundstücksbesitzer 

sich nicht von ihrem Eigentum tren-

nen wollen, verfestigt sich in den 

letzten Jahren immer mehr. Insbeson-

dere auch durch die Wirtschaftskrise 

halten viele Grundstückseigentümer 

an Grund- und Boden als vermeintlich 

sicherem Wert fest. Dies hat zur Fol-

ge, dass Grundstücksverhandlungen 

erheblich zeitaufwändiger geworden 

sind und erforderliche Tauschgrund-

stücke seltener angeboten werden. 

Trotz der beschriebenen Problematik 

gelang es im Berichtsjahr den erfor-

derlichen Grund und Boden für die Re-

naturierungsmaßnahme an der Wurm 

bei Zweibrüggen, das Bodenfi lterbe-

cken in Simmerath-Strauch sowie das 

Regenüberlaufbecken in 

Linnich-Floßdorf zu erlan-

gen. Leitungsrechte konn-

ten für die Ablaufl eitung 

des Regenüberlaufeckens 

Hüttenstraße in Kall sowie 

die Kanaldruckleitung von 

Floverich zur Kläranlage 

Setterich gesichert werden.

Intern werden die Dienst-

leistungen des Fachbereichs 

Liegenschaften überwie-

gend durch den Unterneh-

mensbereich Gewässer für 

Hochwasserschutz- und 

Renaturierungsprojekte in 

Anspruch genommen.  

Nutzungsarten 

des Grundstücks-

bestands
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Bisher lag ein Schwerpunkt bei der 

Landbeschaffung hier auf dem Er-

werb von Flächen zur Realisierung 

des Rurauenkonzeptes (Entwicklung 

der Rur in ihrer Aue). Über das eigens 

hierfür installierte beschleunigte Zu-

sammenlegungsverfahren „Untere 

Rur“ (freiwilliges Flurbereinigungs-

verfahren) konnten im Berichtsjahr 

wiederum wichtige Grundstücke 

– wie der Name schon sagt – auf 

freiwilliger Basis erworben bzw. ge-

tauscht werden. Als Ausfluss der EU-

Wasserrahmenrichtlinien (EU-WRRL) 

sind im Verbandsgebiet bis zum Jahre 

2027 nach aktuellem Stand ca. 190 

Gewässerabschnitte in sogenann-

te Strahlursprünge umzugestalten. 

Strahlursprünge sind größere Renatu-

rierungsmaßnahmen mit einer Länge 

von einem bis zwei Kilometern. Bei 

etwa 100 Maßnahmen handelt es 

sich um solche, deren Realisierung 

einen erheblichen Flächenbedarf er-

fordert.  Die Bereitstellung dieser 

Flächen zu gewährleisten, ist in den 

kommenden Jahren in qualitativer 

und quantitativer Hinsicht eine enor-

me Herausforderung im Bereich des 

Grunderwerbs. 

Weitere 
Aufgabengebiete 

Im Rahmen der Trägerbeteiligung 

öffentlicher Belange sowie sonstiger 

Vorhaben Dritter ist der Fachbereich 

zu etwa 750 Stellungnahmen in Be-

zug auf eigene grundstücksrelevante 

Betroffenheiten aufgefordert worden. 

Neben der Organisation des Wasser-

sports auf der Rurtalsperre Schwam-

menauel sowie den Staubecken 

Heimbach und Obermaubach nahm 

auch die Bearbeitung von Sach- und 

Haftpflichtversicherungsfällen einen 

breiten Raum ein.

Landerlangung 

für die Renaturie­

rungsmaßnahme 

an der Rur bei 

Zweibrüggen
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Zentraler Einkauf 

Verfasserin: 

Dipl.­Kauffrau Iris Hendelkens 

Im Zuge permanenter Kostenstei-

gerungen werden Unternehmen 

zwangsläufi g damit konfrontiert, 

Maßnahmen zu ergreifen, um die-

sem Kostendruck entgegenzuwirken. 

Der Zentrale Einkauf nimmt hierbei 

eine zentrale Stellung ein. Ein we-

sentlicher Punkt ist die Nutzung von 

Synergien im Rahmen der Beschaf-

fung. Dazu gehört insbesondere die 

Bündelung von Beschaffungsvorgän-

gen von den dezentralen Einheiten 

auf die Mitarbeiter und Mitarbeite-

rinnen des Zentralen Einkaufs und 

die optimierte Nutzung von vorhan-

denen Lagerkapazitäten etc. Weite-

re Einsparungen werden durch die 

Bündelung des Fachwissens im zen-

tralen Einkauf erzielt. 

Die Maßnahmen, die die Nutzung 

von Synergieeffekten erst möglich 

gemacht haben, beschränken sich al-

lerdings nicht nur auf interne Prozes-

se. Im Verlauf der letzten fünf Jahre 

hat sich eine enge verbandsübergrei-

fende Zusammenarbeit mit den Ein-

kaufsabteilungen von anderen Ver-

bänden entwickelt. Wurden in der 

Anfangsphase zunächst nur Über-

legungen über Möglichkeiten einer 

über einen Informationsaustausch 

hinausgehenden einkaufsbezoge-

nen Zusammenarbeit angestellt, hat 

sich daraus zwischenzeitlich eine 

Einkaufskooperation entwickelt. Da 

der Bedarf bei einer großen Zahl von 

Produkten und Produktgruppen viel-

fach deckungsgleich ist, wurden be-

reits einige gemeinsame Ausschrei-

bungen auf den Weg gebracht. Es 

handelt sich dabei beispielsweise um 

Auftragsvergaben für Elektrotechni-

sches Verbrauchsmaterial, DIN- und 

Normteile, Chemisch-Technische 

Artikel und Antriebstechnik. Die 

Vorteile dieser gemeinsamen Akti-

vitäten resultieren einerseits aus der 

Arbeitsteilung, d.h. die Ausschrei-

bungen werden nur einmal unter der 

Federführung eines Verbands für alle 

Verbände geführt, und der Reduzie-

rung der Ausschreibungsnebenkos-

ten. Andererseits werden auf diesem 

Weg die Einkaufsmengen mit dem 

Ziel gebündelt, bessere Einkaufs-

konditionen zu erhalten, die sich 

vorteilhaft in der Kostenstruktur der 

einzelnen Verbände darstellen. Es 

werden bereits weitere Überlegun-

gen angestellt, welche gemeinsamen 

Projekte zukünftig initiiert werden, 

um weitere Synergieeffekte nutzen 

zu können.
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Datenverarbeitung 

Verfasser: 

Dipl.­Ing. Ralf Dittrich 

Bereitstellung 
von WVER 
Internetplattformen 

Im Jahr 2011 stellte die  IT-Abteilung 

drei weitere Plattformen für die inte-

ressierte Öffentlichkeit im Internet 

zur Verfügung, wodurch zum einen 

das Angebot an Serviceleistungen 

vergrößert und zum anderen interne 

Abläufe effi zienter gestaltet werden 

konnten.  

Alle drei Plattformen basieren tech-

nisch auf dem kostenlos erhältlichen 

Open Source Contentmanagement-

system Joomla und sind größtenteils 

in Eigenleistung vom WVER konzi-

piert und erstellt worden.  

Die elektronische 
Vergabeplattform 

Die elektronische Vergabeplattform 

wurde am 01.06.2011 unter der Ad-

resse vergabe.wver.de im Internet 

freigeschaltet und bietet einen Down-

load-Service für Ausschreibungsunter-

lagen an. Dieser hat sowohl für die 

Bieter als auch für den Wasserverband 

als Auftraggeber viele Vorteile. 

Dem Bieter bzw. Bewerber ist es nach 

entsprechender Registrierung mög-

lich, die Ausschreibungsunterlagen zu 

sichten und zu der für ihn relevanten 

Ausschreibung die jeweiligen Unter-

lagen herunterzuladen, auszudrucken 

und zu bearbeiten, ohne dass ihm Ver-

waltungsgebühren entstehen. Durch 

dieses Verfahren entfallen die schrift-

liche Anforderung der Unterlagen 

sowie die Überweisung der Verwal-

tungsgebühr, wodurch dem Bewerber 

ca. vier bis fünf Tage zusätzlich für die 

Erstellung seines Angebotes zur Verfü-

gung stehen.  

Zusätzlich werden auch sogenann-

te GAEB-Dateien angeboten, die der 

Bieter vollelektronisch mit Hilfe des 

verfügbaren Downloadprogramms 

bearbeiten kann. Dieses Angebot ist 

ebenfalls kostenlos.

Einführung von zwei 
Austauschplattformen 
im Bereich 
Modellwesen  

Im Rahmen des Hochwasserschutzes 

wurde für die Voruntersuchungen 

der Stadt Stolberg eine Internetseite 

Elektronische 

Vergabeplattform 

des WVER
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eingerichtet. Diese dient den beteilig-

ten Ingenieurbüros als Plattform zum 

Austausch von gemeinsam genutzten 

Daten und zur Dokumentation des 

Projekts. Darüber hinaus erhalten in-

teressierte Außenstehende die Mög-

lichkeit, sich einen Überblick über das 

Projekt und den Stand der Untersu-

chungen zu verschaffen.

Für hydrologische und hydraulische 

Modellierungsaufgaben hat der 

WVER in einem VOF-Verfahren 

Rahmenverträge für vier Lose verge-

ben. Die Ingenieurbüros werden für 

das ihnen zugesprochene Losgebiet 

alle zu vergebenden Modellierungs-

arbeiten übernehmen. Die für die 

Rahmenvertragspartner aufgebaute 

Austauschplattform ermöglicht allen 

in einem Losgebiet Beteiligten einen 

transparenten und performanten Zu-

griff auf die relevanten Daten und 

bietet außerdem einen gemeinsa-

men Ablageplatz für die Projektdo-

kumentation.

Internetseite HWS 

Vicht / Stadt 

Stolberg

Austauschplatt-

form  

Modellierung
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Kenndaten des WVER

Verbandsgebiet: 

Einzugsgebiet der Rur in der 

Bundesrepublik Deutschland 

Fläche des WVER-Verbandsgebietes: 

2.087 km² 

Einwohner im Verbandsgebiet: 

ca. 1,1 Mio. Menschen 

Verwaltungssitz des WVER: 

Düren, Eisenbahnstr. 5, 52353 Düren 

Mitarbeiter: ca. 560 

Mitglieder des Verbandes: 

Der WVER hat 86 Mitglieder, davon 

43 Städte und Gemeinden 

5 Kreise 

4 Wasserversorgungsunternehmen 

34 industrielle und gewerbliche 

Mitglieder 

Abwassertechnik 

Kläranlagen: 

Der Verband betreibt 44 Kläranlagen 

Ausbaugröße aller Kläranlagen insg.

ca. 2,1 Mio. EW 

Gereinigte Jahresgesamtabwassermenge

2011: ca. 126,5 Mio. m³ 

Der Verband betreut über 

750 Sonderbauwerke. 

Gewässerunterhalt 

Gewässerstrecke im Verbandsgebiet: 

ca. 2.500 km 

Davon betreut durch den WVER: ca. 

1.900 km 

53 Hochwasserrückhaltebecken im 

Betrieb 

Talsperren 

Der Verband besitzt sechs Talsperren 

in der Nordeifel: 

Oleftalsperre (19,3 Mio. m³) 

Urfttalsperre (45,4 Mio. m³) 

Rurtalsperre (202,6 Mio. m³) 

Staubecken Heimbach (1,2 Mio. m³) 

Staubecken Obermaubach (1,65 Mio. m³) 

Wehebachtalsperre (25,1 Mio. m³) 

Stauvolumen insgesamt: ca. 295 Mio. m³ 

Rohwasserentnahme für die 

Trinkwasseraufbereitung 2011: 

aus den WVER-Talsperren: 

ca. 25,2 Mio. m³  

aus der fl ießenden Welle 

am Staubecken Obermaubach: 

ca. 4,9 Mio. m³ 

Entnahme insgesamt:

ca. 30,1 Mio. m³

Stromgewinnung an den 

WVER-Talsperren: 

5 Stromkraftwerke 

2010 ca. 58,8 GWh 

Stand: Dezember 2011
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